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Richtlinie über die Gewährung von Zuwendungen zur 
Förderung der beruflichen Weiterbildung von 

Beschäftigten in Unternehmen sowie zur Förderung 
von individuellen beruflichen Weiterbildungen und 

Zusatzqualifikationen aus Mitteln des Europäischen 
Sozialfonds Plus und des Landes Sachsen-Anhalt 

(Richtlinie Sachsen-Anhalt WEITERBILDUNG) 

Erl. des MS vom 29. Juni 2023 - 54-46823-6 
Nichtamtlicher Text; Fundstelle der amtlichen 

Veröffentlichung: Ministerialblatt LSA Nr. 26/2023 vom 
24.7.2023, S. 253

Abschnitt 1 
Zuwendungszweck und Rechtsgrundlagen 

1. Das Land Sachsen-Anhalt gewährt im Rahmen der Um­
setzung der Strukturpolitik der Europäischen Union Zuwen­
dungen für einzelne arbeitsmarktpolitische Vorhaben aus
Mitteln des Europäischen Sozialfonds Plus (ESF+) und
des Landes nach Maßgabe dieser Richtlinie und auf der
Grundlage
a) der Verordnung (EU) 2021/1060 des Europäischen Par­

laments und des Rates vom 24. Juni 2021 mit gemein­
samen Bestimmungen für den Europäischen Fonds für
regionale Entwicklung, den Europäischen Sozialfonds
Plus, den Kohäsionsfonds, den Fonds für einen gerech­
ten Übergang und den Europäischen Meeres-, Fische­
rei- und Aquakulturfonds sowie mit Haushaltsvorschrif­
ten für diese Fonds und für den Asyl-, Migrations- und
Integrationsfonds, den Fonds für innere Sicherheit und
das Instrument für finanzielle Hilfe im Bereich Grenz­
verwaltung und Visumpolitik (ABI. L 231 vom 30.6.2021,
S. 159; L 450 vom 16. 12. 2021, S. 158, L 241 vom
19.9.2022, S. 16, L 65 vom 2.3.2023, S. 59), zuletzt
geändert durch Verordnung (EU) 2023/435 (ABI. L 63
vom 28. Februar 2023, S. 1 ), in der jeweils geltenden
Fassung, sowie der hierzu von der EU-Kommission ver­
abschiedeten Delegierten Verordnungen und Durchfüh­
rungsverordnungen,

b) der Verordnung (EU) 2021/1057 des Europäischen Par­
laments und des Rates vom 24.Juni 2021 zur Einrichtung
des Europäischen Sozialfonds Plus (ESF+) und zur Auf­
hebung der Verordnung (EU) Nr. 1296/2013 (ABI. L 231
vom 30.6.2021, S. 21; L 421 vom 26. 11. 2021, S. 75)
in der jeweils geltenden Fassung, sowie der hierzu von
der EU-Kommission verabschiedeten Delegierten Ver­
ordnungen und Durchführungsverordnungen,

c) der Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 der Kommission
vom 18. Dezember 2013 über die Anwendung der
Artikel 107 und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise
der Europäischen Union auf De-minimis-Beihilfen (ABI.
L 352 vom 24.12.2013, S. 1 ), geändert durch Verordnung
(EU) 2020/972 (ABI. L 215 vom 7.7.2020, S. 3), in der
jeweils geltenden Fassung, wenn es sich um Zuwen­
dungen nach Abschnitt 2 handelt,

d) des Programms für den Europäischen Sozialfonds Plus
2021 - 2027 Sachsen-Anhalt (ESF Plus Programm),

e) der §§ 23 und 44 der Landeshaushaltsordnung des
Landes Sachsen-Anhalt vom 30. April 1991 (GVBI. LSA
S. 35), zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes
vom 3. April 2023 (GVBI. LSA S. 201,204), in der jeweils
geltenden Fassung,



f) der Verwaltungsvorschriften zur Landeshaushaltsord-
nung (VV-LHO, RdErl. des MF vom 1. Februar 2001,
MBI. LSA S. 241, zuletzt geändert durch RdErl. vom
22. Mai 2023 (MBI. LSA S. 198) in der jeweils geltenden
Fassung,

g) des Zuwendungsrechtsergänzungserlasses (RdErl. des
MF vom 6. Juni 2016, MBI. LSA S. 383, zuletzt geändert
durch RdErl. vom 28. September 2022, MBI. LSA S. 510)
in der jeweils geltenden Fassung,

h) der Erlasse der EU-Verwaltungsbehörde EFRE/ESF/
JTF für die Förderperiode 2021 bis 2027.

2. Im Rahmen des ESF Plus Programms 2021 - 2027
Sachsen-Anhalt verfolgt das Land mit dem Förderangebot
dieser Richtlinie insbesondere die folgenden übergeord-
neten arbeitsmarktpolitischen Ziele:

a) Erhöhung derAnpassungsfähigkeitund lnnovationskraft
von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern und von
Unternehmen zur nachhaltigen Bewältigung des durch
demographische Entwicklung, Dekarbonisierung und
Digitalisierung induzierten strukturellen Wandels und
der damit verbundenen Veränderungen in der Arbeits-

und Produktionswelt,

b) Deckung des Fachkräftebedarfs und Erhöhung des
Fachkräftepotentials durch attraktive Arbeitsbedingun-
gen und bedarfsgerechte Erhöhung des Qualifikations-
niveaus der Beschäftigten,

c) Befähigung von Unternehmen zur eigenständigen Er-
schließung endogener und exogener Fachkräftepoten-
tiale sowie zur systematischen Fach- und Führungs-
kräfteentwicklung,

d) Schaffung und Sicherung attraktiver Arbeitsbedingun-
gen, Stärkung der Rahmenbedingungen für gute Arbeit
und Familienfreundlichkeit der Beschäftigungsbedin-
gungen in Unternehmen,

e) Erhöhung der betrieblichen Weiterbildungsteilhabe und
des individuellen Weiterbildungsengagements insbe-
sondere von geringqualifizierten und älteren Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmern sowie Menschen mit
Behinderungen,

f) Verbesserung der Qualifizierungs- und Beschäftigungs-
möglichkeiten von Menschen mit Migrationshintergrund,

g) Verbesserung der Rahmenbedingungen für die Chan-
cengleichheit von Frauen und Männern am Arbeits-
markt, Erhöhung der betrieblichen Weiterbildungsteil-
habe von Frauen und des Anteils von Frauen in
Führungspositionen,

h) Unterstützung von ergänzenden individuellen beruflichen
Qualifizierungsvorhaben und Zusatzqualifizierungen für
Auszubildende.

3. Zur Erreichung dieser Ziele soll diese Richtlinie ergän-
zend zu den Förderangeboten des Bundes finanzielle
Unterstützung für betriebliche und individuelle berufliche
Weiterbildungsvorhaben sowie zum Erhalt und zur Ver-
besserung der Beschäftigungschancen bieten.

Ein Rechtsanspruch auf Gewährung der Zuwendungen
besteht nicht. Die Bewilligungsstelle entscheidet aufgrund
ihres pflichtgemäßen Ermessens im Rahmen der verfüg-
baren Haushaltsmittel.



Abschnitt 2
Betriebliche Weiterbildungen

1. Gegenstand der Förderung

Förderfähig sind Weiterbildungsmaßnahmen, die der
Entwicklung und dem Erhalt betrieblich relevanter, fach-
lich-methodischer, sozialer und persönlicher Kompetenzen
dienen und die Leistungsbereitschaft und Leistungsfähig-
keit der Beschäftigten unterstützen und entwickeln. Dazu
zählen auch ausbildungsbegleitende Zusatzqualifikationen
für Auszubildende in betrieblichen Ausbildungsverhältnis-
sen.

Vor dem Hintergrund des durch die demographische Ent-
wicklung, die Dekarbonisierung und die Digitalisierung
induzierten strukturellen Wandels in Wirtschaft und Arbeits-
welt sind Weiterbildungsmaßnahmen mit Bezug zur Siche-
rung und Erhöhung der Beschäftigungsfähigkeit sowie zur
Gestaltung ökologischer und digitaler Transformationspro-
zesse im Unternehmen besonders förderfähig.

Vor dem Hintergrund der genannten Herausforderungen
stehen weiterhin Weiterbildungsvorhaben zu Themen der
Personal- und Organisationsentwicklung, der Gestaltung
digitaler Transformationsprozesse sowie zur Gestaltung
fairer und nachhaltiger Arbeitsbedingungen in den Unter-
nehmen sowie zur Entwicklung und Umsetzung einer
zukunftsgerechten und mitarbeiterorientierten Personal-
politik im Fokus der Förderung.

Besonders förderungswürdig sind zudem Weiterbildungs-
maßnahmen zur Erhöhung der Qualifikation und Beschäf-
tigungsfähigkeit von geringqualifizierten, älteren oder aty-
pisch Beschäftigten, von Menschen mit Behinderungen
sowie von Beschäftigten mit Migrationshintergrund.

2. Zuwendungsempfangende

2.1 Zuwendungsempfangende für Vorhaben nach diesem
Abschnitt sind Unternehmen, Selbstständige und freiberuf-
lich Tätige (natürliche Personen, soweit sie zugleich gemäß
§ 14 des Bürgerlichen Gesetzbuches Unternehmer oder
Unternehmerin sind) sowie Einrichtungen, juristische Per-
sonen oder Personenvereinigungen des privaten Rechts
mit Sitz oder Niederlassung im Land Sachsen-Anhalt,
wenn sie eigene Beschäftigte einschließlich der Person der
Unternehmerin oder des Unternehmers selbst qualifizieren
(im Folgenden: Unternehmen).

Für den Sitz oder die Niederlassung des Unternehmens
ist bei Selbstständigen die Gewerbeanmeldung und bei
freiberuflich Tätigen die Bescheinigung in Steuersachen
Sachsen-Anhalt maßgeblich.

Zuwendungsempfangende sind auch Personen, die zum
Zeitpunkt der Bewilligung einer Zuwendung aus dieser
Richtlinie im Haupt- oder Nebenerwerb ein Unternehmen
gründen oder im Rahmen der Unternehmensnachfolge
übernehmen oder sich als Geschäftsführende an Unter-
nehmen beteiligen.

2.2 Förderfähig sind Unternehmen mit bis zu 249 Beschäf-
tigten (einschließlich Beschäftigten aus unselbstständigen



Niederlassungen) und rechtlich selbstständige Unterneh-
men innerhalb eines Unternehmensverbunds mit bis zu 249
Beschäftigten im Unternehmen.

Dabei werden Teilzeitbeschäftigte mit einer regelmä-
ßigen wöchentlichen Arbeitszeit von nicht mehr als zehn
Stunden mit 25 v. H., von nicht mehr als 20 Stunden mit
50 v. H. und von nicht mehr als 30 Stunden mit 75 v. H.
berücksichtigt.

Unternehmen mit 250 und mehr Beschäftigten werden
nur bei der Weiterbildung von Arbeitsiosen und Beschäf-
tigten im Rahmen von Ansiedlungs-, Umstrukturierungs-
oder Erweiterungsinvestitionen gefördert.

2.3 Unabhängig von derAnzahl ihrer Beschäftigten können
Unternehmen und Einrichtungen gefördert werden, die als
Unternehmenszweck soziale, ethische oder ökologische
Ziele verfolgen und deren Unternehmenszweck nicht oder
nur untergeordnet mit einer Gewinnerzielungsabsicht ver-
bunden ist. Dazu zählen insbesondere Unternehmen, die
gemeinnützige Zwecke im Sinne des § 52 der Abgaben-

ordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 1. Ok-
tober 2002 (BGBI. I S. 3866; 2003 I S. 61), zuletzt geändert
durch Artikel 4 des Gesetzes vom 20. Dezember 2022
(BGBI. I S. 2730), in der jeweils geltenden Fassung oder
mildtätige Zwecke im Sinne des § 53 der Abgabenordnung
verfolgen und als solche anerkannt sind.

2.4 Nicht gefördert werden

a) Unternehmen in den nach Artikel 1 der Verordnung (EU)
Nr. 1407/2013 von der Gewährung von De-minimis-Bei-
hilfen ausgeschlossenen Bereichen Fischerei und der
Aquakultur sowie Primärerzeugung landwirtschaftlicher
Erzeugnisse,

b) Unternehmen mit mehrheitlich öffentlicher Beteiligung,

c) Unternehmen, über deren Vermögen ein lnsolvenzver-
fahren beantragt oder eröffnet wurde.

3. Zuwendungsvoraussetzungen

3.1 Die an den Weiterbildungen teilnehmenden Personen
müssen mindestens einer der folgenden Personengruppen
angehören:

a) abhängig Beschäftigte in unbefristeten oder befristeten
sozialversicherungspflichtigen Beschäftigungsverhältnis-
sen,

b) geringfügig Beschäftigte im Sinne des § 8 Abs. 1 des
Vierten Buches Sozialgesetzbuch, denen mit der Wei-
terbildung berufliche Perspektiven im Bereich nicht
geringfügiger Beschäftigung eröffnet werden sollen,

c) Selbstständige, freiberuflich Tätige oder Unternehmerin-
nen und Unternehmer,

d) Personen nach den Buchstaben a bis c, die sich in der
Elternzeit befinden,

e) Auszubildende in der betrieblichen Berufsausbildung,
dual Studierende, Werkstudierende, sowie Praktikan-
tinnen und Praktikanten.

3.2 Der Hauptwohnsitz oder der Arbeitsort oder die Be-
rufsausbildungsstätte der Teilnehmenden müssen sich in
Sachsen-Anhalt befinden.



3.3 Als betriebliche Weiterbildungsvorhaben können ge-
fördert werden:

a) die Teilnahme an externen Weiterbildungsmaßnahmen,
insbesondere in Form von Seminaren, Lehrgängen, be-
rufsbegleitenden Studienangeboten und wissenschaft-
lichen Weiterbildungen,

b) die Durchführung betrieblicher Weiterbildungsmaßnah-
men durch unternehmensexterne Dozentinnen und Do-
zenten, insbesondere die Durchführung von Inhouse-

Seminaren und -Lehrgängen (Honorarausgaben),

c) unabhängig von Weiterbildungsinhalten eigenständig
angebotene Einzel- und Gruppencoachings und Super-
visionen in einem Umfang von insgesamt höchstens
15 Zeitstunden je Beschäftigte und Beschäftigten oder
Betriebsinhaberin und Betriebsinhaber innerhalb eines
Zeitraums von einem Jahr, wobei das betriebliche Erfor-
dernis im Antrag zu begründen Ist,

d) Fernlehrgänge, die auf der Grundlage des Fernunter-
richtsschutzgesetzes in der Fassung der Bekannt-
machung vom 4. Dezember 2000 (BGBI. I S. 1670),
zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom
10. August 2021 (BGBI. I S. 3483), in der jeweils gel-
tenden Fassung, von der Staatlichen Zentralstelle für
Fernunterricht zugelassen sind,

e) Weiterbildungsmaßnahmen, die auf Formen und Metho-
den des selbstgesteuerten Lernens zurückgreifen oder
Weiterbildungsmaßnahmen in Form von e-Learning,
Blended Learning, Online-Formaten oder sonstigen
Webinar ähnlichen Formaten sind zulässig und förder-
fähig, wenn

aa) die genutzten Lernformen dem Ziel der Bildungs-
maßnahme dienlich sind,

bb) die Bildungsmaßnahme didaktisch geführt wird und

cc) die Teilnahme und der Lernerfolg kontrolliert und
vom Anbietenden nach Zeitpunkt, Zeitumfang,
Inhalt und Lernerfolg bescheinigt werden.

3.4 Für eine Förderung gelten die folgenden weiteren
Voraussetzungen.

3.4.1 Im Antrag sind die betrieblichen Zielstellungen des
beantragten Weiterbildungsvorhabens zu beschreiben.

3.4.2 Die Weiterbildung muss der Entwicklung oder dem
Erhalt betrieblich relevanter, fachlich-methodischer, sozia-
ler und persönlicher Kompetenzen dienen oder die Leis-
tungsbereitschaft und -fähigkeit der Teilnehmenden unter-
stützen. Dazu zählen insbesondere Bildungsmaßnahmen
mit folgender inhaltlicher Ausrichtung und Zielstellung:

a) Erhalt der Beschäftigungsfähigkeit, zur Höherqualifizie-

rung und zur Anpassungsfortbildung von Arbeitskräften,

b) Schaffung von Arbeitsplätzen im Rahmen von Ansied-
lungsvorhaben oder Erweiterungsinvestitionen,

c) Sicherung gefährdeter Arbeitsplätze im Rahmen grund-
legender personeller, organisatorischer oder technolo-
gischer Umstrukturierungen,

d) Erschließung neuer Märkte und Anpassung an sich ver-
ändernde Märkte,



e) Qualifizierung von Unternehmerinnen und Unterneh-
mern sowie Personal- und Organisationsverantwort-
lichen für Aufgaben des Unternehmensmanagements,
der Fachkräftesicherung, der Organisationsentwicklung
und Gestaltung von Arbeitsprozessen, der aktivierenden
und wertschätzenden Personalführung,

f) Vorbereitung von Unternehmensnachfolgen,

g) Implementierung neuer Technologien, Gestaltung und
Bewältigung der ökologischen und digitalen Transfor-
mationsprozesse in der Arbeitswelt und im Unterneh-
men,

h) Verbesserung der betrieblichen Mitbestimmung und
Maßnahmen, die die Rolle, Rechte und Pflichten von
Arbeitgebern sowie Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mern zum Gegenstand haben,

i) betriebliche und überbetriebliche Weiterbildungsmaß-
nahmen und Fachkurse, die speziell auf die Bedarfe
gering qualifizierter, an- und ungelernter oder älterer
Beschäftigter sowie von Menschen mit Behinderungen
oder Menschen mit Migrationshintergrund ausgerichtet
sind, insbesondere Kurse in einfacher, leicht verständ-
licher Sprache sowie Kurse mit besonderen lernunter-
stützenden Vorbereitungs- und Begleitangeboten,

j) Fremdsprachenkurse sowie berufsbezogene Sprach-
kurse Deutsch, wenn diese von einem der nachfolgend
genannten Anbieter oder Sprachlehrkräfte vermittelt
werden:

aa) anerkannte Sprachschulen,

bb) öffentliche Einrichtungen (zum Beispiel Kammern,
berufsbildende Schulen, Volkshochschulen),

cc) Sprachlehrkräfte mit Hochschulabschluss oder Zu-
satzqualifikation ”Deutsch als Zweitsprache" (DaZ)
oder ”Deutsch als Fremdsprache" (DaF),

dd) Sprachlehrkräfte mit Zulassung für Sprachkurse des
Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge (BAMF),

ee) Sprachlehrkräfte mit anderweitig nachgewiesener
Hochschulqualifikation und Erfahrung in der allge-
meinen Schulbildung oder Erwachsenenbildung,
insbesondere mit einem sprachlichen Ausbildungs-
schwerpunkt,

k) Erwerb der Fahrerlaubnisklassen für LKW, Busse sowie
Zugmaschinen einschließlich Anhänger sowie Erwerb
der Fahrerlaubnisklasse B ausschließlich für Beschäf-
tigte gemäß Nummer 3.1 Buchst. a und b, wenn die
Fahrerlaubnis für die Ausübung der beruflichen Tätigkeit
sowie die damit verbundene eigenständige Fahrtätigkeit
oder für die künftige Beschäftigungsfähigkeit beim
antragstellenden Unternehmen erforderlich ist.

3.5 Zusatzqualifizierungen für Auszubildende in betrieb-
licher Berufsausbildung können gefördert werden, wenn
deren Inhalte zusätzlich zu den verbindlichen Inhalten der
für den Ausbildungsberuf geltenden Ausbildungsordnung
vermittelt werden.

Die Zusätzlichkeit der Inhalte muss von der zuständigen
Stelle (Kammer) bestätigt worden sein. Die Bestätigung ist
grundsätzlich vom antragstellenden Unternehmen von der
zuständigen Stelle einzuholen.



Als Zusatzqualifikationen sind unter diesen Maßgaben
nur externe Lehrgänge mit folgenden inhaltlichen Schwer-
punkten förderfähig:

a) berufsspezifische und berufsübergreifende Spezialisie-
rungen,

b) Stärkung der IT- und Medienkompetenz, der Umwelt-
kompetenz sowie der Kompetenzen für das lebenslange
Lernen und Arbeiten in der digitalen Welt,

c) betriebswirtschaftliche Kompetenzen,

d) Fremdsprachenkurse sowie berufsbezogene Sprach-
kurse Deutsch, wenn diese nach Maßgabe der Num-
mer 3.4.2 Satz 2 Buchst. j vermittelt werden,

e) sozial-kommunikative und interkulturelle Kompetenzen
sowie betriebs- und ausbildungsbezogene Schlüssel-
qualifikationen,

f) Kurse zur lernunterstützenden und erfolgssichernden
Vorbereitung auf Zwischen- und Abschlussprüfungen
während der betrieblichen Berufsausbildung,

g) betriebliche Teilhabe und Mitbestimmung einschließlich
der Rolle, Rechte und Pflichten von Arbeitgebern, Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmern sowie Auszubilden-
den,

h) Erwerb der Fahrerlaubnisklassen für LKW, Busse sowie
Zugmaschinen einschließlich Anhänger sowie Erwerb
der Fahrerlaubnisklasse B, wenn die Fahrerlaubnis für
die inhaltliche Durchführung der Berufsausbildung im
ausbildenden Betrieb und eine damit verbundene eigen-
ständige Fahrtätigkeit erforderlich ist.

3.6 Nicht förderfähig sind insbesondere Maßnahmen

a) für wiederkehrende berufliche Qualifizierungen, wenn
diese durch Rechtsvorschriften der Europäischen Union,
des Bundes oder des Landes Sachsen-Anhalt verbind-
lich vorgeschrieben sind,

b) die nach dem Aufstiegsfortbildungsfärderungsgesetz in
der Fassung der Bekanntmachung vom 12.August 2020
(BGBI. I S. 1936), zuletzt geändert durch Artikel 8 des
Gesetzes vom 19. Dezember 2022 (BGBI. I S. 2632), in
der jeweils geltenden Fassung förderfähig sind (Auf-
stiegs-BAföG),

c) die der allgemeinen Persönlichkeitsentwicklung, der
individuellen Gesundheitsprävention, der Erholung, der
Unterhaltung, der privaten Haushaltsführung, der sport-
lichen oder künstlerischen Betätigung oder der sons-
tigen allgemeinen Lebensführung dienen,

d) in denen Inhalte oder Methoden oder die Technologie
von L. Ron Hubbard angewandt, gelehrt oder in sonstiger
Weise verbreitet werden,

e) in denen menschenverachtendes, rassistisches, extre-
mistisches oder sexistisches Gedankengut gelehrt oder
in sonstiger Weise verbreitet wird,

f) zum Erwerb der Fahrerlaubnis mit Ausnahme von Num-
mer 3.4 Buchst. k und Nummer 3.5 Buchst. h,

g) zur Teilnahme an Tagungen, Kongressen oder Bildungs-
reisen,

h) mit spirituellen sowie esoterisch orientierten Bildungs-
inhalten,



i) bei denen die Teilnahme von der Zugehörigkeit zu einer
bestimmten Partei, Gewerkschaft, einem Berufsver-
band, einer Religionsgemeinschaft oder einer ähnlichen
Vereinigung abhängig gemacht wird,

j) in Form von Steuer-, Rechts- oder Unternehmensbera-
tung,

k) zur Teilnahme an Produktschulungen, die bereits im
Preis des Produktes inbegriffen oder im Rahmen von
Serviceverträgen verbindlich festgelegt sind.

3.7 Eine Förderung ist ausgeschlossen, wenn für diesel-
ben zuwendungsfähigen Ausgaben der Bildungsmaßnah-
me gleichzeitig direkte oder indirekte Zuschüsse und
Zuwendungen anderer öffentlicher und privater Stellen
einschließlich von Mitteln der Europäischen Strukturfonds
oder Förderungen aufgrund anderer bundes- oder landes-
rechtlicher Regelungen in Anspruch genommen werden.

3.8 Die Weiterbildungen können als berufsbegleitende
Weiterbildungen sowohl in Teilzeit als auch als Vollzeitmaß-

nahmen gefördert werden.

3.9 Eine Zuwendung für betriebliche Vorhaben wird erst
dann gewährt, wenn die zuwendungsfähigen Ausgaben
mehr als 1 000 Euro betragen, wobei nur die Teilnahme-
entgelte und Prüfungsgebühren sowie die Ausgaben für
Prüfungsstücke und Abschlussarbeiten maßgeblich sind.

Vorhaben von Unternehmen mit 250 und mehr Beschäf-
tigten werden erst dann gefördert, wenn die zuwendungs-
fähigen Weiterbildungsausgaben nach Satz 1 mehr als
10 000 Euro betragen.

4. Art, Umfang und Höhe der Zuwendung

4.1 Zuwendungsart

Die Zuwendung erfolgt als Projektförderung.

4.2 Finanzierungsart

Die Zuwendung wird als Festbetragsfinanzierung ge-
währt.

4.3 Form der Zuwendung

Die Zuwendung wird als nicht rückzahlbarer Zuschuss
gewährt.

4.4 Höhe der Zuwendung

4.4.1 Zuwendungen für betriebliche Weiterbildungsvor-
haben und Zusatzqualifikationen werden in Form von Pau-
schalbeträgen gemäß Artikel 53 Abs. 1 Buchst. c in Verbin-
dung mit Abs. 3 Buchst. b der Verordnung (EU) 2021/1060
für die zuwendungsfähigen Ausgaben gemäß Nummer 5
gewährt.

4.4.2 Der Pauschalbetrag (als Festbetrag) wird anhand der
zuwendungsfähigen Gesamtausgaben nach Nummer 5
multipliziert mit dem Fördersatz gemäß den Nummern 4.4.6
bis 4.4.8 festgesetzt.



4.4.3 Beinhalten Weiterbildungsvorhaben mehrere teil-
nehmende Personen, wird für die einzelnen Personen ein
individueller Pauschalbetrag nach dem Modus der Num-
mer 4.4.2 festgesetzt.

4.4.4 Belegen einzelne Personen innerhalb eines Weiter-
bildungsvorhabens mehrere Kurse, so wird für jede Kurs-
teilnahme ein kursbezogener Pauschalbetrag nach dem
Modus der Nummer 4.4.2 festgelegt.

4.4.5 Die Zuwendung mindert sich nachträglich um den
jeweiligen individuellen oder kursbezogenen Pauschal-
betrag nach den Nummern 4.4.2 bis 4.4.4, wenn eine
Teilnahme an einem bewilligten Weiterbildungskurs oder
einem separat abrechenbaren Weiterbildungsmodul nicht
stattgefunden hat.

4.4.6 Die Zuwendung beträgt

a) für Unternehmen bis einschließlich zehn Beschäftigte
60 v. H. der anerkannten zuwendungsfähigen Gesamt-
ausgaben,

b) für Unternehmen bis einschließlich 249 Beschäftigte
50 v. H. der anerkannten zuwendungsfähigen Gesamt-
ausgaben,

c) für Unternehmen mit 250 und mehr Beschäftigten 40 v. H.
der anerkannten zuwendungsfähigen Gesamtausgaben.

4.4.7 Die Zuwendung erhöht sich um 10 v. H. der aner-
kannten zuwendungsfähigen Gesamtausgaben für Unter-
nehmen, die an einen Tarifvertrag im Sinne des Tarifver-
tragsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom
25. August 1969 (BGBI. I S. 1323), zuletzt geändert durch
Artikel 8 des Gesetzes vom 20. Mai 2020 (BGBI. I S. 1055),
gebunden sind. Hinsichtlich der Tarifgebundenheit des
antragstellenden Unternehmens Ist § 3 des Tarifvertrags-

gesetzes maßgeblich. Die bloße Zahlung von allgemein-
verbindlichen Mindestlöhnen oder die freiwillige Anlehnung
an tarifvertragliche Arbeits- und Entlohnungsbedingungen
sind nicht ausreichend.

4.4.8 Die Zuwendung erhöht sich um 20 v. H. der aner-
kannten zuwendurigsfähigen Gesamtausgaben für Weiter-
bildungen für:

a) ältere Beschäftigte nach Vollendung des 55. Lebens-
jahres,

b) gering qualifizierte Beschäftigte; gering qualifiziert sind
Beschäftigte, die über einen Berufsabschluss verfügen,
jedoch aufgrund einer mehr als vier Jahre ausgeübten
Beschäftigung in an- oder urigelernterTätigkeit eine ent-
sprechende Beschäftigung voraussichtlich nicht mehr
ausüben können (berufsentfremdet) oder Beschäftigte,
die nicht über einen Berufsabschluss verfügen, für den
nach bundes- oder landesrechtlichen Vorschriften eine
Ausbildungsdauer von mindestens zwei Jahren festge-
legt ist,

c) Menschen mit einem anerkannten Grad einer Behinde-
rung von mindestens 30,

d) Teilzeitbeschäftigte mit einem durchschnittlichen Be-
schäftigungsumfang von insgesamt höchstens 30 Stun-
den wöchentlich,



e) geringfügig Beschäftigte, die sonst keiner weiteren ab-
hängigen oder selbstständigen Beschäftigung nachgehen,

f) Menschen mit Migrationshintergrund im Sinne des § 6
der Migrationshintergrund-Erhebungsverordnung,

g) Alleinerziehende (nachgewiesen anhand der Steuer-
klasse 2 plus Kinderfreibetrag mindestens 0,5),

h) Berufsrückkehrerinnen und Berufsrückkehrer nach fami-
lienbedingter Unterbrechung der Erwerbstätigkeit (ins-
besondere nach Elternzeit und Pflege von Angehörigen),
wenn die Weiterbildung spätestens innerhalb von sechs
Monaten, gerechnet vom ersten Arbeitstag nach Wieder-
aufnahme der Erwerbstätigkeit, beantragt wird.

4.4.9 Die Gesamtzuwendung für ein betriebliches Weiter-
bildungsvorhaben darf den Gesamtbetrag von 100 000 Euro
nicht übersteigen.

5. Zuwendungsfähige Ausgaben

5.1 Zuwendungsfähig sind nur solche Ausgaben, die erst
durch das Vorhaben ausgelöst werden, von den Zuwen-
dungsempfangenden belegbar, transparent und nach Ein-
zelpositionen aufgeschlüsselt zur Projektdurchführung
getätigt werden, ohne das jeweilige Projekt den Zuwen-
dungsempfangenden nicht entstehen würden und deren
Erstattung nicht auf der Grundlage von anderen Rechts-
vorschriften beantragt werden kann.

Für betriebliche Vorhaben sind folgende Ausgaben zu-
wendungsfähig:

a) Gebühren und Entgelte für die Teilnahme an den bewil-
ligten Weiterbildungsmaßnahmen und Zusatzqualifika-
tionen, Prüfungsgebühren sowie Ausgaben für notwen-
dige Prüfungsstücke und Abschlussarbeiten,

b) Honorarausgaben für externe Dozentinnen und Dozen-
ten,

c) im Zusammenhang mit der Bildungsmaßnahme not-
wendigerweise entstandene Ausgaben für Fahrten zum
Durchführungsort bei einer Mindestentfernung von 50 Kilo-
metern vom Wohnort oder Arbeitsort (es zählt die kür-
zere Distanz), unabhängig vom genutzten Verkehrsmittel
pauschaliert bemessen mit 0,20 Euro je Entfernungs-
kilometer,

d) Ausgaben für notwendige Ubernachtungen pauschaliert
bemessen mit 20 Euro je Übernachtung,

e) zusätzliche Ausgaben für die Betreuung von Kindern
bis zur Vollendung des zwölften Lebensjahres in den
Abendstunden nach 16 Uhr und an Wochenenden pau-

schauert bemessen in Höhe des jeweils geltenden all-
gemeinen gesetzlichen Stundenmindestlohns, wenn die
Betreuung zur Teilnahme an der Weiterbildungsmaß-
nahme erforderlich ist und nachweislich vom Arbeitgeber
getragen wird.

5.2 Die Personalausgaben für die Teilnehmenden (Lohn,
Gehalt, Sozialversicherungsbeiträge) während der Bildungs-
maßnahme sind nicht zuwendungsfähig.

5.3 Die zuwendungsfähigen Ausgaben für den Erwerb einer
Fahrerlaubnis sind auf einmalig höchstens 1 500 Euro je
geförderte Person begrenzt.
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Abschnitt 3
Individuelle Weiterbildungsmaßnahmen

1. Gegenstand der Förderung

Förderfähig sind individuelle Weiterbildungsmaßnahmen,
die der Erneuerung, Erweiterung oder Verbesserung von
berufsbezogenen oder berufsübergreifenden Kenntnissen,
Fähigkeiten und Kompetenzen sowie der Vermittlung von
Schlüsselqualifikationen dienen.

Förderfähig sind auch ausbildungsbegleitende Zusatz-
qualifikationen für Auszubildende in betrieblichen Ausbil-
dungsverhältnissen sowie für Schülerinnen und Schüler
in schulischen Ausbildungsgängen an Berufsfachschulen,
soweit sie über die für den jeweiligen Ausbildungsberuf
geltenden Ausbildungsordnungen und verbindlich geregel-
ten Ausbildungsinhalte hinausgehen.

2. Zuwendungsempfangende

2.1 Zuwendungsempfangende für Vorhaben nach diesem
Abschnitt sind natürliche Personen, die ihren Hauptwohn-
sitz in Sachsen-Anhalt haben und einer der folgenden Per-
sonengruppen angehören:

a) Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die zum Zeit-
punkt der Entscheidung über den Antrag in einem unbe-
fristeten oder befristeten Arbeitsverhältnis stehen und
nicht arbeitslos gemeldet sind,

b) Arbeitslose, die keine Leistungen der Bundesagentur
für Arbeit oder des Jobcenters nach dem Dritten Buch
Sozialgesetzbuch und dem Zweiten Buch Sozialgesetz-
buch beziehen und hierauf keinen Anspruch haben,

c) beschränkt auf den Erwerb von Zusatzqualifikationen:
volljährige Auszubildende in betrieblichen Ausbildungs-
verhältnissen, die ihre Ausbildungsstätte in Sachsen-
Anhalt haben, und volljährige Schülerinnen und Schüler
in schulischen Berufsausbildungsgängen an Berufs-
fachschulen in Sachsen-Anhalt.

2.2 Nicht gefördert werden:

a) Personen, deren monatliches Bruttoeinkommen zum
Zeitpunkt der Antragstellung die geltende Versiche-
rungspflichtgrenze in der gesetzlichen Kranken- und
Pflegeversicherung überschreitet,

b) selbstständige Unternehmerinnen und Unternehmer so-
wie freiberuflich Tätige im Haupt- oder Nebengewerbe,

c) Personen, die zum Zeitpunkt der Bewilligung einer Zu-
wendung aus dieser Richtlinie im Haupt- oder Neben-
erwerb ein Unternehmen gründen oder im Rahmen der
Unternehmensnachfolge übernehmen oder sich als
Geschäftsführende an einem Unternehmen beteiligen,

d) Arbeitslose, die Leistungen der Bundesagentur für Arbeit
oder des Jobcenters nach dem Dritten Buch Sozial-
gesetzbuch und dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch
beziehen oder hierauf einen Anspruch haben.
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3. Zuwendungsvoraussetzungen

3.1 Gefördert wird die Teilnahme an Maßnahmen zur indi-
viduellen und arbeitgeberunabhängigen berufsbezogenen
oder berufsübergreifenden Weiterbildung.

3.1.1 Individuell und arbeitgeberunabhängig sind Weiter-
bildungen, wenn sie ohne finanzielle, organisatorische
oder durchführende Beteiligung des Arbeitgebers der oder
des Teilnehmenden stattfinden und ein unmittelbares Inte-
resse des Arbeitgebers somit nicht anzunehmen ist.

Dagegen ist ein förderschädliches überwiegendes I nte-
resse des Arbeitgebers und damit das Fehlen der indivi-
duellen Veranlassung einer Weiterbildung insbesondere in
folgenden Fällen gegeben:

a) direkte finanzielle Beteiligung des Arbeitgebers an den
Ausgaben der Weiterbildung (zum Beispiel durch die
Übernahme des Eigenanteils oder Zahlung der Lehr-
gangsrechnung durch den Arbeitgeber, Arbeitgeber-
darlehen),

b) organisatorische Beteiligung des Arbeitgebers (zum
Beispiel Einholung von Angeboten, Teilnahmeanmel-
dung durch den Arbeitgeber),

c) Durchführung oder Vermittlung von Weiterbildungsin-
halten durch den Arbeitgeber (zum Beispiel Inhouse-

Seminare, Unterweisungen am Arbeitsplatz).

3.1.2 Berufsbezogen sind Weiterbildungen, wenn sie nach
dem ersten berufsqualifizierenden Abschluss (Berufsaus-
bildung oder Studium) zum Erhalt oder zur Verbesserung
der spezifischen beruflichen Kompetenzen in der ausge-
übten oder in einer angestrebten beruflichen Tätigkeit
(berufliche Neuorientierung) dienen.

Als berufsbezogene Weiterbildung gelten auch Qualifi-
zierungsvorhaben von Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mern oder Arbeitslosen ohne Leistungsanspruch gemäß
Nummer 2.1 Buchst. b, wenn diese Personen über eine
mindestens dreijährige Erfahrung in einer un- oder ange-
lernten Tätigkeit verfügen.

3.1.3 Als berufsübergreifend gelten Weiterbildungen, wenn
sie einen grundsätzlichen Bezug zur Arbeitswelt aufweisen
und wenn sie geeignet sind, die beruflichen Entwicklungs-
möglichkeiten und die Beschäftigungsfähigkeit einer Per-
son zu verbessern, auch wenn kein unmittelbarer Zusam-
menhang mit der gegenwärtigen Hauptbeschäftigung oder
dem zuletzt ausgeübten Beruf gegeben ist. Dies schließt
auch die Vermittlung von arbeitswelt- und berufsbezogenen
Grundkompetenzen, Sprachkenntnissen sowie Schlüssel-
qualifikationen ein.

Als berufsübergreifend gelten auch Weiterbildungen, die
auf die Verbesserung der betrieblichen Teilhabe und Mit-
bestimmung zielen und die die Rolle, Rechte und Pflichten
von Arbeitgebern sowie Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmern zum Gegenstand haben.

3.2 Die Weiterbildungen können sowohl als berufsbeglei-
tende Weiterbildungen in Teilzeit als auch als Vollzeitmaß-

nahmen gefördert werden. Die Förderung des Erwerbs von
Teilabschlüssen ist zulässig.
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3.3 Förderfähig sind insbesondere folgende Formate der
beruflichen Weiterbildung:

a) eintägige und mehrtägige Seminare oder längerfristige
Weiterbildungs- und Fortbildungskurse bis zu einer
Dauer von höchstens vier Jahren,

b) unabhängig von Weiterbildungsinhalten eigenständig
angebotene Supervisionen und Coachings (Gruppen-

und Einzelsettings) im Umfang von höchstens 15 Zeit-
stunden innerhalb eines Zeitraums von einem Jahr,

C) wissenschaftliche Weiterbildungsangebote sowie Wei-
terbildungsstudiengänge, auch in Form von Zertifikats-
kursen,

d) Fernlehrgänge, die auf der Grundlage des Fernunter-
richtsschutzgesetzes von der Staatlichen Zentralstelle
für Fernunterricht zugelassen sind,

e) Weiterbildungsmaßnahmen, die auf Formen und Metho-
den des selbstgesteuerten Lernens zurückgreifen oder
Weiterbildungsmaßnahmen in Form von e-Learning,
Blended Learning, Online-Formaten oder sonstigen
Webinar ähnlichen Formaten sind zulässig und förder-
fähig, wenn

aa) die genutzten Lernformen dem Ziel der Bildungs-
maßnahme dienlich sind,

bb) die Bildungsmaßnahme didaktisch geführt wird und

cc) die Teilnahme und der Lernerfolg kontrolliert und
vom Anbietenden nach Zeitpunkt, Zeitumfang,
Inhalt und Lernerfolg bescheinigt werden.

3.4 Für eine Förderung gelten die folgenden weiteren
Voraussetzungen:

a) die Weiterbildung muss der Entwicklung oder dem Erhalt
beruflich relevanter, fachlich-methodischer, sozialer und
persönlicher Kompetenzen dienen oder die Leistungs-
bereitschaft und -fähigkeit des Teilnehmenden unter-
stützen,

b) berufsübergreifende Weiterbildungen müssen hinsicht-
lich ihrer Ziele, Inhalte und didaktischen Methoden aus-
schließlich und durchgängig auf die Arbeitswelt und das
Berufsleben ausgerichtet sein,

c) berufsbezogene Fremdsprachenkurse sowie berufsbe-
zogene Sprachkurse Deutsch müssen von einem der
nachfolgend genannten Anbieter oder Sprachlehrkräfte
vermittelt werden:

aa) anerkannte Sprachschulen,

bb) öffentliche Einrichtungen (zum Beispiel Kammern,
berufsbildende Schulen, Volkshochschulen),

cc) Sprachlehrkräfte mit Hochschulabschluss oder Zu-
satzqualifikation ”Deutsch als Zweitsprache" (DaZ)
oder ”Deutsch als Fremdsprache" (DaF),

dd) Sprachlehrkräfte mit Zulassung für Sprachkurse
des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge,

ee) Sprachlehrkräfte mit anderweitig nachgewiesener
Hochschulqualifikation und Erfahrung in der allge-
meinen Schulbildung oder Erwachsenenbildung,
insbesondere mit einem sprachlichen Ausbildungs-
schwerpunkt,

d) im Antrag sind die individuellen Zielstellungen des be-
antragten Weiterbildungsvorhabens zu beschreiben.
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3.5 Nicht färderfähig sind Maßnahmen

a) für wiederkehrende berufliche Qualifizierungen, wenn
diese durch Rechtsvorschriften der Europäischen Union,
des Bundes oder des Landes Sachsen-Anhalt verbind-
lich vorgeschrieben sind,

b) die nach dem Aufstiegsfortbildungsförderungsgesetz
förderfähig sind (Aufstiegs-BAföG),

c) die der allgemeinen Persönlichkeitsentwicklung, der
individuellen Gesundheitsprävention, der Erholung, der
Unterhaltung, der privaten Haushaltsführung, der sport-
lichen oder künstlerischen Betätigung oder der sons-
tigen allgemeinen Lebensführung dienen,

d) in denen Inhalte oder Methoden oder die Technologie
von L. Ron Hubbard angewandt, gelehrt oder in sonstiger
Weise verbreitet werden,

e) in denen menschenverachtendes, rassistisches, extre-
mistisches oder sexistisches Gedankengut gelehrt oder
in sonstiger Weise verbreitet wird,

f) mit spirituellen sowie esoterisch orientierten Bildungs-
inhalten,

g) bei denen die Teilnahme von der Zugehörigkeit zu einer
bestimmten Partei, Gewerkschaft, einem Berufsver-
band, einer Religionsgemeinschaft oder einer ähnlichen
Vereinigung abhängig gemacht wird,

h) zum Erwerb der Fahrerlaubnis,

i) zurTeilnahme an Tagungen, Kongressen oder Bildungs-
reisen,

j) die vom Arbeitgeber der oder des Teilnehmenden ver-
anlasst, organisiert oder selbst durchgeführt werden
oder an deren Durchführung der Arbeitgeber beteiligt
ist,

k) wenn der oder die Antragstellende eine für die bean-
tragte Weiterbildung zwingend vorgeschriebene for-
melle Vorqualifikation oder andere verbindliche Zu-
gangsvoraussetzungen nicht nachweisen kann.

3.6 Eine Förderung ist ausgeschlossen, wenn für diesel-
ben zuwendungsfähigen Ausgaben der Bildungsmaßnah-
me gleichzeitig direkte oder indirekte Zuschüsse und Zu-
wendungen anderer öffentlicher und privater Stellen
einschließlich von Mitteln der Europäischen Strukturfonds
oder Förderungen aufgrund anderer bundes- oder landes-
rechtlicher Regelungen in Anspruch genommen werden.

3.7 Eine Zuwendung für individuell veranlasste Weiterbil-
dungsvorhaben wird erst dann gewährt, wenn die zuwen-
dungsfähigen Ausgaben mehr als 1 000 Euro betragen,
wobei nur die Teilnahmeentgelte und Prüfungsgebühren
sowie die Ausgaben für Prüfungsstücke und Abschluss-
arbeiten maßgeblich sind.

4. Zuwendu ngsvoraussetzungen für Zusatzqualifika-
tionen von Auszubildenden in betrieblichen Ausbil-
dungsverhältnissen sowie Schülerinnen und Schü-
ler in schulischen Berufsausbildungsgängen an
Berufsfachschulen

Zusätzlich zu den Voraussetzungen nach Nummer 3 gel-
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ten für Zusatzqualifikationen die nachfolgenden Vorausset-
zungen.

4.1 Förderfähig sind nur Ausbildungsinhalte, die für Aus-
zubildende zusätzlich zu den verbindlichen Inhalten der
für den Ausbildungsberuf geltenden Ausbildungsordnung
oder für Schülerinnen und Schüler an Berufsfachschulen
zusätzlich zu den bundes- oder landesrechtlich geregelten
Ausbildungsinhalten vermittelt werden.

Förderfähig sind insbesondere Lehrgänge mit folgenden
inhaltlichen Schwerpunkten:

a) berufsspezifische und berufsübergreifende Spezialisie-
rungen,

b) IT- und Medienkompetenz, Umweltkompetenz sowie
Stärkung der Kompetenzen und Fähigkeiten für das
lebenslange Lernen und Arbeiten in der digitalen Welt,

c) betriebswirtschaftliche Kompetenzen,

d) Fremdsprachenkurse sowie berufsbezogene Sprach-
kurse Deutsch,

e) sozial-kommunikative und interkulturelle Kompetenzen
sowie betriebs- und ausbildungsbezogene Schlüssel-
qualifikationen,

f) betriebliche Teilhabe und Mitbestimmung einschließlich
der Rolle, Rechte und Pflichten von Arbeitgebern, Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmern sowie Auszubildenden
sowie

g) Kurse zur lernunterstützenden und erfolgssichernden
Vorbereitung auf Zwischen- und Abschlussprüfungen
während der betrieblichen Berufsausbildung.

4.2 Es werden nur Zusatzqualifikationen gefördert, die bei
Bildungsdienstleistern oder in überbetrieblichen Bildungs-
stätten stattfinden. Sprachkurse werden nur gefördert,
wenn sie nach Maßgabe der Nummer 3.4 Buchst. c ver-
mittelt werden.

4.3 Die Zusätzlichkeit der Qualifizierungsinhalte muss für
Auszubildende von der zuständigen Stelle (Kammer) und
für Schülerinnen und Schüler in schulischen Berufsausbil-
dungsgängen von der Berufsfachschule bestätigt worden
sein.

4.4 Die Förderung von Zusatzqualifikationen setzt eine
Bestätigung des Ausbildungsbetriebes oder der Berufs-
fachschule voraus, dass unter Berücksichtigung der im
Ausbildungsbetrieb oder in der Berufsfachschule gezeig-
ten Ausbildungsleistungen keine Einwände gegen eine
Teilnahme an den beantragten Zusatzqualifikationen be-
stehen.

4.5 Die Zusatzqualifikationen sind unter der Vorausset-
zung förderfähig, dass sie ausbildungsbegleitend durch-
geführt werden.

4.6 Eine Zuwendung für individuell veranlasste Zusatz-
qualifikationen wird erst dann gewährt, wenn die zuwen-
dungsfähigen Ausgaben mindestens 500 Euro betragen,
wobei nur die Teilnahmeentgelte und Prüfungsgebühren
maßgeblich sind.
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5. Art, Umfang und Höhe der Zuwendung

5.1 Zuwendungsart

Die Zuwendung erfolgt als Projektförderung.

5.2 Finanzierungsart

Die Zuwendung wird als Festbetragsfinanzierung ge-
währt.

5.3 Form der Zuwendung

Die Zuwendung wird als nicht rückzahlbarer Zuschuss
gewährt.

5.4 Höhe der Zuwendung

5.4.1 Zuwendungen für individuelle Weiterbildungen sowie
Zusatzqualifikationen werden in Form von Pauschalbe-
trägen gemäß Artikel 53 Abs. I Buchst. c in Verbindung mit
Abs. 3 Buchst. b der Verordnung (EU) 2021/1 060 für die
zuwendungsfähigen Ausgaben gemäß Nummer 6 gewährt.

5.4.2 Der Pauschalbetrag wird anhand der zuwendungs-
fähigen Gesamtausgaben nach Nummer 6 multipliziert mit
dem individuellen Fördersatz gemäß Nummer 5.4.5 fest-
gesetzt.

5.4.3 Belegen Zuwendungsempfangende in einem Wei-
terbildungsvorhaben mehrere Kurse, so wird für jede Kurs-
teilnahme ein kursbezogener Pauschalbetrag nach dem
Modus der Nummer 5.4.2 festgelegt.

5.4.4 Die Zuwendung mindert sich nachträglich um den
jeweiligen kursbezogenen Pauschalbetrag nach den Num-
mern 5.4.2 und 5.4.3, wenn eine Teilnahme an einem be-
willigten Weiterbildungskurs oder einem separat abrechen-

baren Weiterbildungsmodul nicht stattgefunden hat.

5.4.5 Die Zuwendung für individuelle Weiterbildungsvor-
haben beträgt

a) 90 v. H. der anerkannten zuwendungsfähigen Gesamt-
ausgaben für

aa) Personen mit einem durchschnittlichen Brutto-Ein-
kommen unter 2 000 Euro je Monat,

bb) geringfügig Beschäftigte, die sonst keiner weiteren
abhängigen oder selbstständigen Beschäftigung nach-
gehen,

cc) Arbeitsiose, die keine Leistungen der Arbeitsagen-
turen oder Jobcenter nach dem Dritten Buch Sozial-
gesetzbuch und dem Zweiten Buch Sozialgesetz-
buch (ALG I und Bürgergeld) beziehen und hierauf
keinen Anspruch haben,

b) 80 v. H. der anerkannten zuwendungsfähigen Gesamt-
ausgaben für Personen, die nicht Buchstabe a, jedoch
einer der folgenden Gruppen zugeordnet werden kön-
nen:

aa) Personen mit einem durchschnittlichen Brutto-Ein-
kommen unter 3 000 Euro je Monat,

bb) Personen nach Vollendung des 45. Lebensjahres,

cc) befristet Beschäftigte,
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dd) Teilzeitbeschäftigte mit einem durchschnittlichen
Beschäftigungsumfang von insgesamt höchstens
30 Stunden wöchentlich,

ee) Leiharbeitnehmerinnen und Leiharbeitnehmer,

if) Alleinerziehende (nachgewiesen anhand der Steuer-
klasse 2 plus Kinderfreibetrag mindestens 0,5),

gg) Berufsrückkehrerinnen und Berufsrückkehrer nach
familienbedingter Unterbrechung der Erwerbstätig-
keit (insbesondere nach Elternzeit und Pflege von
Angehörigen), wenn die Weiterbildung spätestens
innerhalb von sechs Monaten, gerechnet vom ers-
ten Arbeitstag nach Wiederaufnahme der Erwerbs-
tätigkeit, beantragt wird,

hh) Menschen mit einem anerkannten Grad einer
Behinderung von mindestens 30.

Für Personen, die keiner der Gruppen nach Satz 1
Buchst. a und b zugeordnet werden können, beträgt die
Zuwendung 60 v. H. der anerkannten zuwendungsfähigen
Gesamtausgaben.

5.4.6 Die Zuwendung ist auf höchstens 25 000 Euro je
Weiterbildungsvorhaben begrenzt.

5.4.7 Die Zuwendung für Zusatzqualifikationen nach Num-
mer 4 beträgt 90 v. H. der anerkannten zuwendungsfä-
higen Gesamtausgaben des Vorhabens, höchstens jedoch
3 000 Euro.

6. Zuwendungsfähige Ausgaben

Zuwendungsfähig sind nur solche Ausgaben, die erst
durch das Projekt ausgelöst werden, von den Zuwendungs-
empfangenden belegbar, transparent und nach Einzel-
positionen aufgeschlüsselt zur Projektdurchführung getätigt
werden, ohne das jeweilige Projekt den Zuwendungsemp-
fangenden nicht entstehen würden und deren Erstattung
nicht auf der Grundlage von anderen Rechtsvorschriften
beantragt werden kann.

Für individuelle Vorhaben sind folgende Ausgaben zu-
wendungsfähig:

a) Gebühren und Entgelte für die Teilnahme an den bewil-
ligten Weiterbildungsmaßnahmen oder Zusatzqualifi-
kationen, Prüfungsgebühren sowie Ausgaben für not-
wendige Prüfungsstücke und Abschlussarbeiten,

b) im Zusammenhang mit der Bildungsmaßnahme not-
wendigerweise entstandene Ausgaben für Fahrten zum
Durchführungsort bei einer Mindestentiernung von 50 Kilo-
metern vom Wohnort, unabhängig vom genutzten Ver-
kehrsmittel pauschaliert bemessen mit 0,20 Euro je
Entfernungskilometer,

c) Ausgaben für notwendige Übernachtungen pauschaliert
bemessen mit 20 Euro je Übernachtung,

d) zusätzliche Ausgaben für die Betreuung von Kindern
bis zur Vollendung des zwölften Lebensjahres in den
Abendstunden nach 16 Uhr und an Wochenenden pau-

schauert bemessen in Höhe des jeweils geltenden all-
gemeinen gesetzlichen Stundenmindestlohns, wenn die
Betreuung zur Teilnahme an der Weiterbildungsmaß-
nahme erforderlich ist.
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Abschnitt 4
Gemeinsame Bestimmungen

1. Sonstige Zuwenclungsbestimmungen

1.1 Die Zuwendungsempfangenden haben der Bewilligungs-
stelle unverzüglich alle Veränderungen zu den antrags-
begründenden Unterlagen, die Auswirkungen auf die Zu-
wendung haben können, mitzuteilen.

1.2 Die Zuwendungsempfangenden haben am Antrags-,
Begleit- und Abrechnungsverfahren, bei Evaluierungen im
Auftrag des Landes sowie an der Überprüfung der Effizienz
der aus Mitteln des Europäischen Sozialfonds Plus finan-
zierten Vorhaben gemäß Artikel 18 und Artikel 44 der Ver-
ordnung (EU) 2021/1 060 mitzuwirken.

Dazu sind die Antragstellenden oder Zuwendungsemp-
fangenden verpflichtet, die von der Bewilligungsstelle ab-
geforderten Daten zu dem geförderten Vorhaben zu er-
heben und der Bewilligungsstelle zu den vorgegebenen
Zeitpunkten zu übermitteln. Dafür sind, soweit erforderlich,
auch die abgeforderten Daten bei den an dem Vorhaben
Teilnehmenden und an dem Vorhaben beteiligten Partnern
zu erheben und entsprechende Einverständniserklärungen
einzuholen. Zudem haben die Zuwendungsempfangenden
die an dem Vorhaben Teilnehmenden über die Notwendig-
keit, die Rechtmäßigkeit und den Umfang der Datenerhe-
bung und -Verarbeitung zu informieren.

1.3 Die Bewilligungsstelle informiert die Zuwendungs-
empfangenden mit den Zuwendungsbescheiden über die
geltenden Regelungen zur Sichtbarkeit, Transparenz und
Kommunikation beim Einsatz der Fondsmittel. Die Zuwen-
dungsempfangenden haben die hierzu in den Zuwendungs-
bescheiden getroffenen Regelungen gemäß Artikel 50 der
Verordnung (EU) 2021/1060 einzuhalten. Ferner gelten die
Bestimmungen zur Erfassung, Datenweitergabe und Ver-
öffentlichung der Vorhabendaten in der Liste der Vorhaben
gemäß Artikel 49 Abs. 3 der Verordnung (EU) 2021/1060.

1.4 Neben der Bewilligungsstelle und deren Beauftragten
sowie dem Landesrechnungshof sind auch das zuständige
Ministerium, die für die Förderung im Rahmen des ESF
Plus Programms 2021 - 2027 Sachsen-Anhalt eingerich-
teten Behörden und Stellen, der Europäische Rechnungs-
hof, die Europäische Kommission sowie das Europäische
Amt für Betrugsbekämpfung (OLAF) berechtigt, die zweck-
bestimmte und fristgerechte Verwendung der Zuwendung
jederzeit zu prüfen oder durch Beauftragte prüfen zu lassen
sowie Auskünfte einzuholen. Diese Prüfungsrechte sind im
Zuwendungsbescheid festzulegen. Die Zuwendungsemp-
fangenden sind verpflichtet, für das Vorhaben relevante
Auskünfte zu erteilen und die erforderlichen Unterlagen
bereitzuhalten.

1.5 Die Zuwendungen sind Subventionen im Sinne von
§ 264 des Strafgesetzbuches in der Fassung der Bekannt-
machung vom 13. November1998 (BGBI. I S. 3322), zuletzt
geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 4. Dezember
2022 (BGBI. I S. 2146), und unterliegen daher bei Vorliegen
eines Subventionsbetruges der strafrechtlichen Verfolgung.
Die Zuwendungsempfangenden sind bei derAntragstellung
und bei der Bescheiderteilung auf die subventionserheb-
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lichen Tatsachen hinzuweisen sowie auf die Strafbarkeit
des Subventionsbetruges nach § 264 des Strafgesetz-
buches (VV Nr. 3.5.1 zu § 44 LHO).

Im Zuwendungsbescheid ist darüber hinaus auf die
Offenbarungspflicht nach § 3 des Subventionsgesetzes
vom 29. Juli 1976 (BGBI. I S. 2034, 2037) hinzuweisen.

1.6 Die Empfangenden von Zuwendungen nach Abschnitt 3
sind mit dem Zuwendungsbescheid darauf hinzuweisen,
dass die geförderten Aufwendungen nicht mehr ohne An-
gabe der nach dieser Richtlinie gewährten Zuwendungen
auf der Grundlage anderer Rechtsvorschriften (zum Bei-
spiel des Einkommensteuergesetzes) zur Erstattung gel-
tend gemacht werden dürfen.

1.7 Die Zuwendungen nach Abschnitt 2 werden als De-

minimis-Beihilfe nach der Verordnung (EU) 1407/2013 ge-
währt. Hierbei sind zusätzlich und vorrangig die in der Anlage
aufgeführten (De-minimis-spezifischen) Festlegungen ein-
zuhalten.

2. Anweisungen zum Verfahren

2.1 Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der
Zuwendungen sowie für den Nachweis und die Prüfung der
Verwendung und die gegebenenfalls erforderliche Aufhe-
bung des Zuwendungsbescheides und die Rückforderung
der gewährten Zuwendung gelten die Verwaltungsvorschrif-
ten zu § 44 der Landeshaushaltsordnung des Landes
Sachsen-Anhalt und die Allgemeinen Nebenbestimmun-
gen für Zuwendungen zur Projektförderung (ANBest-P,
Anlage 2 zurVV Nr. 5.1 zu § 44 LHO), soweit nicht in dieser
Richtlinie Abweichungen zugelassen sind.

2.2 Abweichend von Nummer 6.5 der Allgemeinen Neben-
bestimmungen für Zuwendungen zur Projektförderung
können Belege, die ausnahmsweise nicht mittels elektro-
nischer Kommunikation an die Bewilligungsstelle übermit-
telt werden, als reproduzierte Belege unter den nachfol-
genden Voraussetzungen anerkannt werden.

Originär digitale Belege (zum Beispiel ausschließlich in
elektronischer Form übersandte Rechnungen) gelten als
Originalbelege, deren lesbar gemachte Reproduktionen
anerkannt werden können.Wenn ein elektronisches Rech-

nungsführungssystem verwendet wird, das die Vorausset-
zungen des Absatzes 3 erfüllt, können auch reproduzierte
Belege von Belegen, die originär in Papierform vorgelegen
haben und in das elektronische Rechnungsführungssystem
digital aufgenommen wurden, anerkannt werden. Die Zu-
wendungsempfangenden haben in jedem Fall die erforder-
lichen Unterlagen auf ihre Kosten auszudrucken oder,
sofern die Bewilligungsstelle zustimmt, als ohne Hilfsmittel
lesbare Reproduktionen (zum Beispiel in digitaler Form auf
allgemein anerkannten Bild- oder anderen Datenträgern)
vorzulegen.

Zur Aufbewahrung der Belege können auch Bild- oder
Datenträger verwendet werden, wenn das Buchführungs-
system revisionssicher ist und Aufnahme- und Wieder-
gabeverfahren den Grundsätzen zur ordnungsmäßigen
Führung und Aufbewahrung von Büchern, Aufzeichnungen
und Unterlagen in elektronischer Form sowie zum Daten-
zugriff (GoBD) oder einer in der öffentlichen Verwaltung
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allgemein zugelassenen Regelung entsprechen. Dies Ist
von den Zuwendungsempfangenden in geeigneter Form
nachzuweisen. Sie haben sicherzustellen, dass die auf
elektronischen Datenträgern gespeicherten Belege bildlich
und inhaltlich mit den Originalbelegen übereinstimmen,
jederzeit verfügbar sind, unverzüglich lesbar gemacht und
jederzeit reproduziert werden können.

2.3 Unabhängig von der Förderung in pauschalierter Form
sind sämtliche Belege und Verträge sowie alle sonst mit
der Zuwendung zusammenhängenden Unterlagen der ge-
förderten Vorhaben mindestens bis zum 31. Dezember 2035
aufzubewahren. Diese Frist wird durch Gerichtsverfahren
oder auf Ersuchen der Europäischen Kommission unter-
brochen. Über das Fristende und gegebenenfalls eintre-
tende Unterbrechungen sind die Zuwendungsempfan-
genden zu informieren. Davon unberührt bleiben längere
Aufbewahrungsfristen nach steuerrechtlichen oder ande-
ren Vorschriften.

2.4 Für das Antragsverfahren gelten die nachfolgenden
Regelungen.

2.4.1 Abweichend von den VV Nr. 1.3 zu § 44 LHO ist der
frühestmögliche Beginn des Vorhabens der Zeitpunkt des
Antrageingangs bei der Bewilligungsstelle. Aus dem förder-
unschädlichen Vorhabenbeginn zum Zeitpunkt des An-
tragseingangs kann kein Rechtsanspruch auf eine spätere
Förderung abgeleitet werden. Die Antragstellenden tragen
bis zur tatsächlichen Genehmigung des Vorhabens das
volle Finanzierungsrisiko. Ein Vorhaben darf nicht gefördert
werden, wenn es vor Antragseingang begonnen wurde. Als
Beginn der Maßnahme gelten bereits eine verbindliche
Anmeldung für eine Weiterbildung und der Abschluss eines
Leistungsvertrages, sofern diese keine kostenfreie Rück-
trittsmöglichkeit vorsehen.

Die Antragstellung erfolgt mittels der von der Bewilli-
gungsstelle bereitgestellten Formulare. Die Bedingungen
für einen förderunschädlichen Vorhabenbeginn ab Antrags-
eingang sind mit den Antragsunterlagen zu veröffentlichen.

Der Antrag Ist zusammen mit den in Nummer 2.4.2 und
2.4.3 benannten antragsbegleitenden Unterlagen an die
Bewilligungsstelle zu übersenden.

2.4.2 Antragsbegleitende Unterlagen für Vorhaben nach
Abschnitt 2 sind

a) die Erklärung, dass kein lnsolvenzverfahren über das
Vermögen des antragstellenden Unternehmens bean-
tragt oder eröffnet wurde,

b) die De-minimis-Erklärung,

c) der Nachweis über die Bindung des antragstellenden
Unternehmens an einen Tarifvertrag im Sinne des Tarif-
vertragsgesetzes (nur bei Beantragung des tarifver-
tragsbezogenen Zuschlags nach Abschnitt 2 Nr. 4.4.7),

d) für Weiterbildungen mit einem Auftragswert unter
5 000 Euro ohne Umsatzsteuer ist nur das favorisierte
Angebot mit dem Antrag einzureichen,

e) bei Aufträgen ab einem voraussichtlichen Auftragswert
von 5 000 Euro ohne Umsatzsteuer sind grundsätzlich
jeweils mindestens drei unabhängige und vergleichbare
Angebote für jede geplante Weiterbildung vorzulegen;
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die Antragstellenden haben eine begründete Auswahl-
entscheidung zum wirtschaftlichsten Angebot zu treffen;
können keine drei vergleichbaren Angebote oder Preis-
informationen eingeholt werden, genügt im begründeten
Einzelfall eine geringere Anzahl; als Angebote gelten
auch Preisinformationen von Fort- und Weiterbildungs-
anbietern (zum Beispiel aus dem lnternetauftritt von
Bildungsanbietern), wenn daraus die Anbieterin oder
der Anbieter, die Inhalte, Angaben zur Dauer und der
Preis der Weiterbildung ersichtlich sind,

f) die Erklärung zum förderunschädlichen Vorhabenbe-
ginn,

g) Nachweise über das Vorliegen gegebenenfalls vorge-
schriebener Zugangsberechtigungen zu den angestreb-
ten Weiterbildungen (nur bei Beantragung von Weiter-
bildungsstudiengängen und -modulen an Hochschulen
oder Weiterbildungen mit anderen besonderen Zu-
gangsvoraussetzungen),

h) bei Qualifizierungsmaßnahmen für Auszubildende in
betrieblicher Berufsausbildung (Zusatzqualifikationen)
die Bestätigung der zuständigen Stelle (Kammer) über
die Zusätzlichkeit der Qualifizierungsinhalte.

2.4.3 Antragsbegleitende Unterlagen für Vorhaben nach
Abschnitt 3 sind

a) eine Kopie des Personalausweises (beidseitig) oder
eine Kopie des Reisepasses zusammen mit einer aktu-
ellen Meldebescheinigung zur Identifikation des Antrag-

stellenden und zum Nachweis des Hauptwohnsitzes in
Sachsen-Anhalt,

b) die Weiterbildungsangebote; für Weiterbildungen und Zu-
satzqualifikationen mit einem Auftragswert unter 5000 Euro
ohne Umsatzsteuer ist nur das favorisierte Angebot mit
dem Antrag einzureichen,

c) bei Aufträgen ab einem voraussichtlichen Auftragswert
von 5 000 Euro ohne Umsatzsteuer sind grundsätzlich
jeweils mindestens drei unabhängige und vergleichbare
Angebote für jede geplante Weiterbildung oder Zusatz-
qualifikation vorzulegen, die Antragstellenden haben eine
begründete Auswahlentscheidung zum wirtschaftlichs-
ten Angebot zu treffen; können keine drei vergleichbaren
Angebote oder Preisinformationen eingeholt werden,
genügt im begründeten Einzelfall eine geringere Anzahl;
als Angebote gelten auch Preisinformationen von Fort-
und Weiterbildungsanbietern (zum Beispiel aus dem
lnternetauftritt von Bildungsanbietern), wenn daraus die
Anbieterin oder der Anbieter, die Inhalte, Angaben zur
Dauer und der Preis der Weiterbildung oder der Zusatz-
qualifikation ersichtlich sind,

d) die Erklärung zum förderunschädlichen Vorhabenbe-
ginn,

e) einen aktuellen Einkommensnachweis für alle Beschäf-
tigungsverhältnisse der Antragstellenden (gilt nicht für
Auszubildende und Schülerinnen und Schüler von Be-
rufsfachschulen),

f) Kopien aller aktuellen Arbeitsverträge (für Arbeitnehme-
rinnen und Arbeitnehmer),

g) Kopie des Berufsausbildungsvertrages (für Auszubil-
dende, Schülerinnen und Schüler von Berufsfachschu-
len),
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h) Nachweise über das Vorliegen gegebenenfalls vorge-
schriebener Zugangsberechtigungen zu den angestreb-
ten berufsbezogenen Weiterbildungen (nur bei Beantra-
gung von Weiterbildungsstudiengängen oder -modulen
an Hochschulen oder Weiterbildungen mit anderen
besonderen Zugangsvoraussetzungen),

für Zusatzqualifikationen für Auszubildende: eine Bestä-
tigung des Ausbildungsbetriebes, dass gegen die Teil-
nahme an den beantragten Zusatzqualifikationen unter
Berücksichtigung der in der Berufsausbildung gezeigten
Ausbildungsleistungen keine Einwände bestehen,

j) für Zusatzqualifikationen für Schülerinnen und Schüler
von Berufsfachschulen: eine Bestätigung der Berufs-
fachschule, dass die Inhalte der beantragten Zusatz-
qualifikation nicht Bestandteil der bundes- oder landes-
rechtlich geregelten Ausbildungsinhalte der schulischen
Berufsausbildung sind und dass gegen die Teilnahme
an den beantragten Zusatzqualifikationen unter Berück-
sichtigung der in der Berufsfachschule gezeigten Aus-
bildungsleistungen keine Einwände bestehen,

2.4.4 Fall- und bedarfsbezogen sowie im Zuge von risiko-
basierten Stichproben fordert die Bewilligungsstelle zur
Antragsprüfung oder im Verfahrensverlauf zur Begleitung
und Abrechnung des Vorhabens zusätzliche entschei-
dungsrelevante Unterlagen von den Antragstellenden oder
von anderen zuständigen Stellen und Behörden ab, insbe-
sondere:

a) eine Negativbescheinigung oder Kopie des Ablehnungs-
bescheides der für das Aufstiegsfortbildungsförderungs-
gesetz (Aufstiegs-BAföG) zuständigen Stelle (wenn die
gewünschte Weiterbildung grundsätzlich nach dem Auf-
stiegsfortbildungsförderungsgesetz förderfähig ist),

b) eine Negativbescheinigung oder Kopie des Bescheides
der zuständigen Agentur für Arbeit oder des Jobcenters,
wenn für das betriebliche oder individuelle Weiterbildungs-
vorhaben und für die daran teilnehmenden Personen
dem Grunde nach die Möglichkeit der Weiterbildungs-
förderung nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch
oder Dritten Buch Sozialgesetzbuch besteht,

c) die Bestätigung der zuständigen Stelle (Kammer) über
die Zusätzlichkeit der Qualifizierungsinhalte von Zusatz-
qualifikationen für Auszubildende in betrieblichen Aus-
bildungsverhältnissen sowie Schülerinnen und Schüler
in schulischen Berufsausbildungsgängen an Berufs-
fachschulen.

Die Bewilligungsstelle kann auf die Anforderung der Bestä-
tigung nach Absatz 1 Buchst. c für den Einzelfall verzichten,
wenn die benötigten Informationen für die konkreten Inhalte
und den konkreten Ausbildungsberuf bereits aus gleichge-

lagerten Förderfällen bekannt und dokumentiert sind oder
von den zuständigen Stellen oder Behörden in genereller
Form bescheinigt wurden.

Die Bewilligungsstelle kann zusätzlich zu den einzu-
reichenden Angeboten der Bildungsanbieter die Vorlage
von ergänzenden Unterlagen (zum Beispiel Preisinfor-
mationen, Curricula, Lehrpläne oder Unterweisungspläne
oder andere geeignete Darstellungen zu den Inhalten und
zum Durchführungsmodus) verlangen, um die Wirtschaft-
lichkeit zu prüfen.
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2.4.5 Die Bewilligungsstelle kann mit dem Antrag vorge-
legte Bildungsangebote zurückweisen, wenn berechtigte
Zweifel an der Zuverlässigkeit oder der ordnungsgemäßen
Geschäftsführung des Bildungsanbieters im Sinne der VV
Nr. 1.2 zu § 44 LHO bestehen oder wenn aufgrund persön-
licher oder gesellschaftsrechtlicherVerbindungen zwischen
antragstellender Person und Bildungsanbieter Zweifel an
der Unabhängigkeit eines Bildungsangebotes bestehen. In
diesem Fall informiert die Bewilligungsstelle die Antrag-

stellenden im Rahmen der Antragsbearbeitung über die
bestehenden Vorbehalte und gibt die Gelegenheit zur Aus-
wahl eines alternativen Angebotes.

2.4.6 Unvollständige Anträge, bei denen für die Bearbeitung
relevante Antragsbestandteile nach den Nummern 2.4.2
und 2.4.3 fehlen und auch auf Anforderung von den Antrag-

stellenden nicht nachgereicht werden, gelten als formell
nicht wirksam gestellt und können an die Antragstellenden
zurückgesandt werden. In diesem Fall informiert die Bewil-
ligungsstelle die Antragstellenden, dass das Antragsver-
fahren mit der Rücksendung des Antrags eingestellt Ist,
dass eine erneute Antragstellung mit vollständigen Unter-
lagen möglich Ist, welche Unterlagen zur Vervollständigung
des Antrags erforderlich sind, wie und wo eine Antragsbe-
ratung erhältlich Ist und welche Rechtsmittelmöglichkeiten
gegen die Verfahrenseinstellung und Rücksendung des
Antrags bestehen.

3. Bewuligungs- und Auszahlungsverfahren

3.1 Bewilligungsstelle Ist die Investitionsbank Sachsen-
Anhalt, Domplatz 12, 39104 Magdeburg.

3.2 Die Entscheidung zum Antrag triffi die Bewilligungs-
stelle mit einem schriftlichen Zuwendungsbescheid nach
Prüfung der Förderfähigkeit und Förderwürdigkeit im Rah-
men ihres pflichtgemäßen Ermessens und unter Berück-
sichtigung der öffentlichen Belange. Grundlage hierfür
bildet das durch den Begleitausschuss beschlossene Aus-
wahlverfahren.

3.3 Die zuwendungsfähigen Ausgaben sowie die Berech-
nungs- und Bezugseinheiten für die Gewährung der Zu-
wendung in Form von Pauschalbeträgen werden den Zu-
wendungsempfangenden in Form des Finanzierungsplanes
in den Zuwendungsbescheiden bekannt gegeben.

3.4 Für Zuwendungen auf der Grundlage von Pauschal-
beträgen im Sinne von Artikel 53 Abs. 1 Buchst. c der
Verordnung (EU) 2021/1060 gelten diese als verbindlich
für die damit geförderten Ausgabenkategorien. Die den
Zuwendungsempfangenden hierfür tatsächlich entstande-
nen Ausgaben sind bei der Anwendung der Allgemeinen
Nebenbestimmungen zur Projektförderung unbeachtlich.

3.5 Die Auszahlung der als Pauschalbetrag bewilligten
Fördermittel erfolgt auf der Grundlage der Erfüllung eines
von der Bewilligungsstelle im Zuwendungsbescheid fest-
zulegenden Auszahlungsplans, in dem Art, Form und
Umfang des Nachweises der durchgeführten Weiterbil-
dungsmaßnahmen oder der daraus separat abrechen-

baien Teilmodule definiert werden. Nummer 1.4 der All-
gemeinen Nebenbestimmungen zur Projektförderung Ist
nicht anzuwenden.
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3.6 Die Auszahlung der Zuwendungen erfolgt auf Antrag
ausschließlich im Erstattungsprinzip nach Vorlage der im
Auszahlungsplan festgelegten Nachweise.

3.7 Teilzahlungen sind unter Beachtung von Abschnitt 2
Nm. 4.4.2 bis 4.4.4 sowie Abschnitt 3 Nm. 5.4.2 bis 5.4.3
nur für in sich inhaltlich abgeschlossene und abrechenbare
Weiterbildungsmodule zulässig. Teilzahlungen sollen erst
ab einem Mindestauszahlungsbetrag von 1 000 Euro er-
folgen. Für individuelle Zusatzqualifikationen nach Ab-
schnitt 3 Nr. 4 gilt eine Mindesthöhe für Teilauszahlungen
von 500 Euro.

3.8 Die Auszahlung der Zuwendung erfolgt durch die Be-
willigungsstelle frühestens nach Bestandkraft des Zuwen-
dungsbescheides.

3.9 Die Zuwendungsempfangenden können die Zuwen-
dung nur bis zu den in den Zuwendungsbescheiden fest-
gelegten Anforderungsterminen anfordern. Eine Ubertra-
gung der Mittel auf Folgejahre ist nur mit ausdrücklicher
Zustimmung der Bewilligungsstelle zulässig.

3.10 Die Zuwendungsempfangenden sind zu verpflichten,
an der Überprüfung der Effizienz der aus Mitteln des Euro-
päischen Sozialfonds Plus finanzierten Förderprogramme
gemäß den Artikeln 18 und 44 der Verordnung (EU) 2021/
1060 mitzuwirken.

3.11 Der Informationsaustausch zwischen der Bewilligungs-
stelle und den Zuwendungsempfangenden ist elektronisch
über das Kundenportal der Investitionsbank Sachsen-
Anhalt vorzunehmen. Ausnahmen können nur zugelas-
sen werden, wenn Zuwendungsempfangende ausdrücklich
den Informationsaustausch in Papierform beantragen und
begründen. Die Regelungen zur Bekanntgabe von elektro-
nischen Bescheiden nach § 1 des Verwaltungsverfahrens-

gesetzes Sachsen-Anhalt in Verbindung mit § 41 Abs. 2a
des Verwaltungsverfahrensgesetzes bleiben unberührt.

4. Verwendungsnachweisverfahren

4.1 Aufgrund der vorhabenbegleitenden Prüfung des Pro-
jektfortschritts im Rahmen der Auszahlungen wird abwei-
chend von Nummer 6.1 der Allgemeinen Nebenbestimmungen
zur Projekiförderung auf die Vorlage von Zwischennach-
weisen verzichtet. Der Verwendungsnachweis zum Vor-
habenende ist innerhalb von einem Monat nach Ende des
Bewilligungszeitraumes bei der Bewilligungsstelle einzu-
reichen.

4.2 Abweichend von den Nummern 6.2 und 6.6 der All-
gemeinen Nebenbestimmungen zur Projektförderung wird
auf die Vorlage eines zahlenmäßigen Nachweises (Ein-
nahmen- und Ausgabenübersicht) verzichtet. Für die als
Pauschalbetrag gewährte Zuwendung ist die Umsetzung
der Vorhabensinhalte gemäß den Bedingungen des Zu-
wendungsbescheides und des Auszahlungsplans nachzu-
weisen.

Die Bewilligungsstelle legt in den Zuwendungsbeschei-
den die der Förderung zugrunde liegenden Vorhabenziele
konkret fest und regelt, in welcher Form und welchem
Umfang die Erreichung der Vorhabenziele durch die Zu-
wendungsempfangenden nachzuweisen ist.
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Mit dem Verwendungsnachweis sind dazu mindestens
vorzulegen:

a) Kopien der vom Bildungsanbieter für die tatsächlich
durchgeführten Bildungsmaßnahmen jeweils erteilten
Zeugnisse, Zertifikate oder Bescheinigungen für alle
geförderten Teilnehmenden,

b) die Erklärung der Zuwendungsempfangenden, dass
alle mit dem bewilligten Vorhaben im Zusammenhang
stehenden Ausgaben getätigt wurden.

Die Vorlage von Rechnungen und Zahlungsnachweisen ist
grundsätzlich nicht erforderlich. Die Bewilligungsstelle Ist
jedoch berechtigt, sich zum Nachweis der ordnungsge-
mäßen Durchführung der Fördermaßnahme Rechnungen
und Zahlungsnachweise im Original im Rahmen von Stich-

probenkontrollen vorlegen zu lassen oder anlässlich von
Vor-Ort-Überprüfungen einzusehen. Nachweise und Erklä-
rungen, die schon mit Teilauszahlungsanträgen vorgelegt
wurden, sind nicht erneut einzureichen.

Die Zuwendungsempfangenden haben die im Zuwen-
dungsbescheid festgelegten Nachweispflichten einzuhalten.

Abschnitt 5
Inkrafttreten, Au ßerkrafttreten

Dieser Erl. tritt am Tag nach der Veröffentlichung in Kraft.

Dieser Erl. tritt vorbehaltlich des Absatzes 3 am 31. De-
zember 2028 außer Kraft.

Abschnitt 2 dieses Erl. tritt am 30. Juni 2024 außer Kraft.

An
die Investitionsbank Sachsen-Anhalt

Anlage
(zu Abschnitt 2 Nr. 1.1 Suchst. c und Abschnitt 4 Nr. 1.7 Satz 1)

Soweit die Förderung nach dieser Richtlinie als Gewäh-
rung von De-minimis-Beihilfen nach der in dieser Richtlinie
benannten Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 erfolgt, sind
zusätzlich und vorrangig folgende (De-minimis spezifische)
Festlegungen einzuhalten:

1. Förderzeitraum

Die Förderung ist zulässig bis zum 30. Juni 2024.

2. Förderausschlüsse

Die Förderung ist ausgeschlossen im Hinblick auf

a) Beihilfen an Unternehmen, die in der Fischerei und der
Aquakultur im Sinne derVerordnung (EU) Nr. 1379/2013
des Europäischen Parlaments und des Rates vom
11. Dezember 2013 über die gemeinsame Marktorgani-
sation für Erzeugnisse der Fischerei und derAquakultur,
zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1184/2006 und
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(EG) Nr. 1224/2009 des Rates und zur Aufhebung der
Verordnung (EG) Nr. 104/2000 des Rates (ABI. L 354
vom 28. 12. 2013, S. 1), zuletzt geändert durch Verord-
nung (EU) 2020/560 (AB!. L 130 vom 24.4.2020, S. 11),
tätig sind;

b) Beihilfen an Unternehmen, die in der Primärerzeugung
landwirtschaftlicher Erzeugnisse tätig sind;

c) Beihilfen an Unternehmen, die in der Verarbeitung und
Vermarktung landwirtschaftlicher Erzeugnisse tätig sind;

aa) wenn sich der Beihilfebetrag nach dem Preis oder
der Menge der bei Primärerzeugern erworbenen
oder von dem betreffenden Unternehmen vermark-
teten Erzeugnisse richtet, oder

bb) wenn die Beihilfe davon abhängig ist, dass sie ganz
oder teilweise an die Primärerzeuger weitergege-
ben wird;

d) Beihilfen für exportbezogene Tätigkeiten, die auf Mit-
gliedstaaten oder Drittländer ausgerichtet sind, das
heißt Beihilfen, die unmittelbar mit den ausgeführten
Mengen, mit der Errichtung und dem Betrieb eines Ver-
triebsnetzes oder mit anderen laufenden exportbezoge-
nen Ausgaben in Zusammenhang stehen;

e) Beihilfen, die davon abhängig sind, dass heimische
Waren Vorrang vor eingeführten Waren erhalten.

ist ein Unternehmen sowohl in den Bereichen nach Ab-
satz 1 Buchst, a, b oder c als auch in einem oder mehreren
Bereichen tätig oder übt andere Tätigkeiten im Geltungs-
bereich der Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 aus, so gilt
die Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 für Beihilfen, die für
letztere Bereiche oder Tätigkeiten gewährt werden, sofern
der betreffende Mitgliedstaat durch geeignete Mittel wie
die Trennung der Tätigkeiten oder die Unterscheidung der
Kosten sicherstellt, dass die im Einklang mitderVerordnung
(EU) Nr. 1407/2013 gewährten De-minimis-Beihilfen nicht
denTätigkeiten in den vom Geltungsbereich derVerordnung
(EU) Nr. 1407/1013 ausgeschlossenen Bereichen zugute-

kommen.

3. Begriffsbestimmungen

Es gelten folgende Begriffsbestimmungen:

a) ”landwirtschaftliche Erzeugnisse": die in Anhang I des
Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union
aufgeführten Erzeugnisse mit Ausnahme der Fischerei-
und Aquakulturerzeugnisse innerhalb der Verordnung
(EG) Nr. 1379/2013;

b) ”Verarbeitung eines landwirtschaftlichen Erzeugnisses":
jede Einwirkung auf ein landwirtschaftliches Erzeugnis,
deren Ergebnis ebenfalls ein landwirtschaftliches Er-
zeugnis ist, ausgenommen Tätigkeiten eines landwirt-
schaftlichen Betriebs zur Vorbereitung eines tierischen
oder pflanzlichen Erzeugnisses für den Erstverkauf;

C) ”Vermarktung eines landwirtschaftlichen Erzeugnisses":
der Besitz oder die Ausstellung eines Produkts im Hin-
blick auf den Verkauf, das Angebot zum Verkauf, die
Lieferung oder jede andere Art des lnverkehrbringens,
ausgenommen der Erstverkauf durch einen Primärer-
zeuger an Wiederverkäufer und Verarbeiter sowie jede
Tätigkeit zur Vorbereitung eines Erzeugnisses für diesen



Erstverkauf; der Verkauf durch einen Primärerzeuger an
Endverbraucher gilt als Vermarktung, wenn er in geson-
derten, eigens für diesen Zweck vorgesehenen Räum-
lichkeiten erfolgt;

d) ”ein einziges Unternehmen': alle Unternehmen, die zu-
einander in mindestens einer der folgenden Beziehun-
gen stehen:

aa) ein Unternehmen hält die Mehrheit der Stimmrechte
der Anteilseigner oder Gesellschafter eines anderen
Unternehmens;

bb) ein Unternehmen ist berechtigt, die Mehrheit der
Mitglieder des Verwaltungs-, Leitungs- oder Auf-
sichtsgremiums eines anderen Unternehmens zu
bestellen oder abzuberufen;

cc) ein Unternehmen ist gemäß einem mit einem ande-
ren Unternehmen geschlossenen Vertrag oder auf
Grund einer Klausel in dessen Satzung berechtigt,
einen beherrschenden Einfluss auf dieses Unter-
nehmen auszuüben;

dd) ein Unternehmen, das Anteilseigner oder Gesell-
schafter eines anderen Unternehmens ist, übt ge-
mäß einer mit anderen Anteilseignern oder Gesell-
schaftern dieses anderen Unternehmens getroffenen
Vereinbarung die alleinige Kontrolle über die Mehr-
heit der Stimmrechte von dessen Anteilseignern
oder Gesellschaftern aus; auch Unternehmen, die
über ein anderes Unternehmen oder mehrere an-
dere Unternehmen zueinander in einer der Bezie-
hungen gemäß den Doppelbuchstaben aa bis dd
stehen, werden als ein einziges Unternehmen be-
trachtet.

4. Förderhöchstbetrag

Die Gesamtsumme der einem Unternehmen gewährten
De-minimis-Beihilfen darf in einem Zeitraum von drei
Steuerjahren 200 000 Euro nicht übersteigen. Der Gesamt-
betrag der De-minimis-Beihilfe an ein Unternehmen, das
im Bereich des gewerblichen Straßengüterverkehrs tätig
ist, darf in einem Zeitraum von drei Steuerjahren 100 000 Euro
nicht übersteigen. Diese Höchstbeträge gelten für De-mini-
mis-Beihilfen gleich welcher Art und Zielsetzung und unab-
hängig davon, ob die gewährte Beihilfe ganz oder teilweise
aus Gemeinschaftsmitteln finanziert wird. Der Zeitraum
bestimmt sich nach den Steuerjahren, das heißt den Kalen-
derjahren.

Wenn der in Absatz 1 genannte einschlägige Höchst-
betrag durch die Gewährung neuer De-minimis-Beihilfen
überschritten würde, darf die Verordnung (EU) Nr. 1407/
2013 für keine der neuen Beihilfen in Anspruch genommen
werden.

Im Falle einer Fusion oder Ubernahme müssen alle De-

minimis-Beihilfen, die den beteiligten Unternehmen zuvor
gewährt wurden, herangezogen werden, um zu ermitteln,
ob eine neue De-minimis-ßeihilfe für das neue oder das
übernehmende Unternehmen zu einer Überschreitung des
einschlägigen Höchstbetrags führt.

Wird ein Unternehmen in zwei oder mehr separate Unter-
nehmen aufgespalten, so werden die De-minimis-Beihilfen,
die dem Unternehmen vor derAufspaltung gewährt wurden,
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demjenigen Unternehmen zugewiesen, dem die Beihilfen
zugutekommen, also grundsätzlich dem Unternehmen, das
die Geschäftsbereiche übernimmt, für die die De-minimis-

Beihilfen verwendet wurden.

5. Förderung als verlorener Zuschuss

Die Förderung ist auf die Gewährung eines (verlorenen)
Zuschusses begrenzt. Insoweit bezieht sich der in Num-
mer 4 festgesetzte Höchstbetrag auf den Fall einer Barzu-
wendung. Bei den eingesetzten Beträgen sind die Brutto-
beträge, das heißt die Beträge vor Abzug von Steuern und
sonstigen Abgaben, zugrunde zu legen. In mehreren
Tranchen gezahlte Beihilfen werden zum Zeitpunkt ihrer
Gewährung abgezinst. Der Zinssatz, der für die Abzinsung
und die Berechnung des Bruttosubventionsäquivalents
anzusetzen ist, ist der zum Zeitpunkt der Gewährung gel-
tende Abzinsungssatz.

6. Kumulierung

De-minimis-Beihilfen dürfen weder mit staatlichen Bei-
hilfen für dieselben beihilfefähigen Kosten noch mit staat-
lichen Beihilfen für dieselbe Risikofinanzierungsmaß-
nahme kumuliert werden, wenn die Kumulierung dazu
führen würde, dass die höchste einschlägige Beihilfeinten-
sität oder der höchste einschlägige Beihilfebetrag, die oder
der im Einzelfall in einer Gruppenfreistellungsverordnung
oder einem Beschluss der Kommission festgelegt ist, über-
schritten wird. De-minimis-Beihilfen, die nicht in Bezug auf
bestimmte beihilfefähige Kosten gewährt werden und kei-
nen solchen Kosten zugewiesen werden können, dürfen
mit anderen staatlichen Beihilfen kumuliert werden, die auf
der Grundlage einer Gruppenfreistellungsverordnung oder
eines Beschlusses der Kommission gewährt wurden.

7. Besonderes Verfahren

Vor Gewährung der Beihilfe hat das betreffende Unter-
nehmen seinerseits schriftlich in Papierform oder in elek-
tronischer Form jede De-minimis-Beihilfe anzugeben, die
es in den vorangegangenen zwei Steuerjahren sowie im
laufenden Steuerjahr erhalten hat.

Beabsichtigt die Bewilligungsstelle, einem Unternehmen
eine De-minimis-Beihilfe zu gewähren, teilt die Bewilli-
gungsstelle dem Unternehmen schriftlich die voraussicht-
liche Höhe der Beihilfe (ausgedrückt als Bruttosubventions-

äquivalent) mit und setzt es unter ausdrücklichen Verweis
auf die hier zugrundeliegende Verordnung (EU) Nr. 1407/
2013 mit Angabe ihres Titels und der Fundstelle im Amts-
blatt der Europäischen Union davon in Kenntnis, dass es
sich um eine De-minimis-Beihilfe handelt.

Dem Unternehmen kann alternativ ein Festbetrag mit-
geteilt werden, der dem auf der Grundlage dieser Richt-
linie gewährten Beihilfehöchstbetrag entspricht. In diesem
Fall ist für die Feststellung, ob der Beihilfehöchstbetrag
nach Nummer 4 eingehalten worden ist, dieser Festbetrag
maßgebend.

Die Bewilligungsstelle gewährt eine neue De-minimis-

Beihilfe erst, nachdem sie sich vergewissert hat, dass der
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Gesamtbetrag der De-minimis-Beihilfen, den das Unter-
nehmen in Deutschland in dem betreffenden Steuerjahr
sowie in den zwei vorangegangenen Steuerjahren erhalten
hat, den in Nummer 4 genannten Höchstbetrag nicht über-
schreitet und sämtliche Voraussetzungen der Verordnung
(EU) Nr. 1407/2013 erfüllt sind.

8. Dokumentationspflicht

Die Bewilligungsstelle sammelt und registriert sämtliche
mit der Anwendung dieser Anlage zusammenhängenden
Informationen. Die Aufzeichnungen müssen Aufschluss
darüber geben, ob die Bedingungen für die Anwendung
der Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 erfüllt worden sind. Die
Aufzeichnungen über De-minimis-Einzelbeihilfen sind vom
Zeitpunkt ihrer Gewährung an zehn Jahre lang aufzube-
wahren; bei Beihilferegelungen beträgtdieAufbewahrungs-
frist zehn Jahre ab dem Zeitpunkt, zu dem letztmals eine
Einzelbeihilfe nach der betreffenden Regelung gewährt
wurde. Die Bewilligungsstelle übermittelt über das für
Wirtschaftsförderung zuständige Ministerium des Landes
Sachsen-Anhalt und das für die Notifizierung zuständige
Bundesministerium an die Europäische Kommission auf
deren schriftliches Ersuchen hin innerhalb von 20 Arbeits-
tagen oder einer von ihr in dem Auskunftsersuchen festge-
setzten längeren Frist alle Informationen, die diese benötigt,
um zu beurteilen, ob die Verordnung (EU) Nr. 1407/2013
eingehalten wurde.
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